
DIW Wochenbericht
WIRTSCHAFT. POLITIK. WISSENSCHAFT. Seit 1928

20
16

Mietpreisbremse

22

Bericht  von Konstantin Kholodilin, Andreas Mense und Claus Michelsen

Die Mietpreisbremse wirkt bisher nicht� 491
Interview  mit Claus Michelsen

»Verstöße gegen die Mietpreisbremse 
werden kaum sanktioniert «� 500
DIW Konjunkturbarometer Mai 2016

Deutsche Wirtschaft auf  
durchschnittlichem Wachstumskurs� 503
Am aktuellen Rand  Kommentar von Jürgen Schupp

Bedingungsloses Grundeinkommen:  
Zeit für Experimente� 504



IMPRESSUM DER WOCHENBERICHT IM ABO

DIW Wochenbericht
WIRTSCHAFT. POLITIK. WISSENSCHAFT. Seit 1928

20
14

Mindestlohnempfänger

Bericht von Karl Brenke

Mindestlohn: Zahl der anspruchsberechtigten Arbeitnehmer 
wird weit unter fünf Millionen liegen 71
Interview mit Karl Brenke 

»Ausnahmen bei sozialen Gruppen wären kontraproduktiv«  78
Bericht von Michael Arnold, Anselm Mattes und Philipp Sandner 

Regionale Innovationssysteme im Vergleich  79
Am aktuellen Rand Kommentar von Alexander Kritikos

2014: Ein Jahr, in dem die Weichen 
für Griechenlands Zukunft gestellt werden 88

5

DIW Berlin — Deutsches Institut  
für Wirtschaftsforschung e. V. 
Mohrenstraße 58, 10117 Berlin 
T	 + 49 30 897 89 – 0 
F	 + 49 30 897 89 – 200

83. Jahrgang

DIW Wochenbericht Nr. 22.2016

Herausgeber 
Prof. Dr. Pio Baake 
Prof. Dr. Tomaso Duso 
Dr. Ferdinand Fichtner  
Prof. Marcel Fratzscher, Ph.D. 
Prof. Dr. Peter Haan 
Prof. Dr. Claudia Kemfert 
Dr. Kati Krähnert 
Prof. Dr. Lukas Menkhoff 
Prof. Karsten Neuhoff, Ph.D. 
Prof. Dr. Jürgen Schupp 
Prof. Dr. C. Katharina Spieß 
Prof. Dr. Gert G. Wagner

Chefredaktion 
Sabine Fiedler 
Dr. Gritje Hartmann 
Dr. Wolf-Peter Schill

Redaktion 
Renate Bogdanovic 
Dr. Franziska Bremus 
Sebastian Kollmann 
Dr. Peter Krause 
Marie Kristin Marten 
Ilka Müller

Lektorat
Dr. Christoph Große Steffen

Pressestelle 
Renate Bogdanovic 
Tel. +49 - 30 - 89789 - 249 
presse @ diw.de

Vertrieb 
DIW Berlin Leserservice 
Postfach 74  
77649 Offenburg 
leserservice @ diw.de 
Tel. (01806)  14 00 50 25 
20 Cent pro Anruf 
ISSN  0012-1304 
ISSN  1860-8787 (Online)

Gestaltung 
Edenspiekermann

Satz 
eScriptum GmbH & Co KG, Berlin

Druck 
USE gGmbH, Berlin

Nachdruck und sonstige Verbreitung – 
auch auszugsweise – nur mit Quellen-
angabe und unter Zusendung eines 
Belegexemplars an die Serviceabteilung 
Kommunikation des DIW Berlin  
(kundenservice@diw.de) zulässig.

Gedruckt auf 100 % Recyclingpapier.

490

RÜCKBLENDE: IM WOCHENBERICHT VOR 40 JAHREN 

Abhängigkeit der Wirtschaftszweige 
in der Bundesrepublik Deutschland 
von der Ausfuhr in den Jahren 1972 bis 1975
Exportquote und Anteil der von der Ausfuhr 
abhängigen Erwerbstätigen 1975 gefallen

Über die Abhängigkeit der Produktion und Beschäftigung in den einzelnen Wirt­
schaftszweigen der Bundesrepublik vom Warenexport ist zuletzt vor einem Jahr für 
den Zeitraum 1970 bis 1974 berichtet worden. Diese Analyse wird nun in doppelter 
Weise ergänzt: Es wird der gesamte Export, also einschließlich der Dienstleistungen 
erfaßt, und außerdem wird die Untersuchung bis 1975 fortgeführt.

Die Input-Output-Rechnung ermöglicht es, neben der direkten auch die indirekte 
Abhängigkeit der Wirtschaftszweige von der Ausfuhr zu quantifizieren. Damit wird 
berücksichtigt, daß Branchen, die selbst relativ wenig exportieren, Vorleistungen 
für exportierende Wirtschaftszweige bereitstellen. Dieser Analyse liegt die Input-
Output-Tabelle des DIW für 1972 zugrunde.

Die Untersuchung ist deshalb besonders interessant, weil die Ausfuhr 1975 zum 
ersten Mal seit Bestehen der Bundesrepublik nominal wie auch real gegenüber dem 
Vorjahr gesunken ist. Die inländische Verwendung von Gütern und Diensten für 
Verbrauch und Investition ist dagegen insgesamt noch geringfügig gestiegen. 
Diese gegenläufige Entwicklung wirkt sich auf die Quoten der direkt und indirekt 
exportabhängigen Produktion und auf die Quoten der direkt und indirekt export­
abhängigen Erwerbstätigen aus.  

aus dem Wochenbericht Nr. 22 vom 3. Juni 1976 

„
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WOHNUNGSMARKTREGULIERUNG

Die Mietpreisbremse wirkt bisher nicht
Von Konstantin Kholodilin, Andreas Mense und Claus Michelsen

Am 1. Juni 2016 ist die viel diskutierte Mietpreisbremse ein Jahr in 
Kraft. Seither wurde sie in 308 Städten eingeführt. Die im Vorfeld 
geäußerten Befürchtungen, die dringend benötigte Bautätigkeit 
würde damit massiv ausgebremst, haben sich ebenso wenig bewahr-
heitet wie die Hoffnungen, die Neuregelung könne den Zugang 
von GeringverdienerInnen zum Wohnungsmarkt spürbar verbes-
sern. Um die Wirkung der Mietregulierung zu beurteilen, reicht der 
alleinige Blick auf einzelne statistische Reihen allerdings nicht aus. 
Die vorliegende Studie untersucht deshalb, wie sich die Mieten 
verändert hätten, wenn keine Regulierung vorgenommen worden 
wäre und in welchem Umfang die Investoren ihre Ertragserwar-
tungen durch die Regulierung beeinträchtigt sehen. Dazu werden 
Mieten und Wohnungspreise in benachbarten Postleitzahlbezirken 
analysiert, die sich darin unterscheiden, dass in einem Bezirk die 
Mietpreisbremse eingeführt wurde, während in dem anderen Bezirk 
der Markt unreguliert blieb. Die Ergebnisse dieses sogenannten 
Difference-in-Differences-Ansatzes legen nahe, dass die Mietpreis-
bremse den Anstieg der Mietpreise nicht entschleunigen konnte. 
Im Gegenteil: Sie hat kurzfristig sogar zu einem stärkeren Mietpreis-
anstieg in regulierten Märkten geführt. Auch scheinen Investoren 
der Auffassung zu sein, dass die Regulierung auch in Zukunft 
keine substanzielle Wirkung entfaltet: Die kausalen Effekte der 
Mietpreisbremse auf die Entwicklung der Wohnungspreise – als 
Reflektion zukünftiger Erträge aus der Vermietung – sind relativ 
gering. Um das Problem der Wohnungsknappheit nachhaltig zu 
lösen, sollten Maßnahmen im Vordergrund stehen, die eine Aus-
weitung der Bautätigkeit und eine Flexibilisierung des Wohnungs-
angebots ermöglichen. Aus sozialpolitischen Gesichtspunkten 
kann eine Mietpreisbremse temporär dennoch gerechtfertigt sein. 
Allerdings muss sie so gestaltet werden, dass sie die Anreize für 
den Wohnungsbau nicht beschneidet. 

Der kräftige Aufschwung am deutschen Wohnungsmarkt 
hält an. Nicht nur die Wohnungspreise steigen flächen­
deckend, auch die Mieten haben seit 2010 vor allem in 
den großen Metropolen und Universitätsstandorten er­
heblich angezogen.1 Dies liegt zum einen an der guten 
Wirtschafts- und Arbeitsmarktentwicklung, zum ande­
ren aber auch am vermehrten Zuzug in die Städte – 
sowohl aus kleinstädtischen und ländlichen Regionen 
Deutschlands als auch aus dem europäischen Ausland. 
Auch die Bautätigkeit hat sich zuletzt sehr positiv entwi­
ckelt,2 reicht aber in vielen Städten dennoch nicht aus, 
um die gestiegene Nachfrage zu decken. Dies erschwert 
es gerade Haushalten mit kleinen und mittleren Einkom­
men, erschwinglichen Wohnraum in den urbanen Zent­
ren zu finden. Gerade vor dem Hintergrund des starken 
Zuzugs von Geflüchteten befürchten viele, dass sich die 
Lage auf dem Wohnungsmarkt, besonders in Großstäd­
ten, wo die Beschäftigungschancen für sie am höchsten 
sind, weiter zuspitzen könnte.

Diese „Renaissance der Großstädte“3 und die daraus re­
sultierenden Probleme haben die Politik auf den Plan 
gerufen. Sie versucht mit verschiedenen Maßnahmen, 
den Wohnungsmarktzugang von Haushalten mit gerin­
gen und mittleren Einkommen zu verbessern. Die be­
schlossenen Maßnahmen setzen bislang am Markter­
gebnis an: Verabschiedet wurde ein Gesetz, das es den 
Bundesländern ermöglicht, die Kappungsgrenze für Miet­
erhöhungen in bestehenden Mietverhältnissen abzusen­
ken und so den Mietpreisanstieg zu begrenzen. Ferner 
wurde das sogenannte Bestellerprinzip bei Maklerleistun­
gen eingeführt, das die Bezahlung einer Dienstleistung 
ausschließlich durch den Auftraggeber festschreibt. Das 
wichtigste und seither kontrovers diskutierte Vorhaben 
ist die Mietpreisbremse, die den Anstieg von Mieten in 
Neuverträgen deckelt. Demnach dürfen Mieten in neu 

1	 Kholodilin, K., Michelsen, C. (2015): Weiter steigende Immobilienpreise, 
aber keine flächendeckenden Spekulationsblasen. DIW Wochenbericht 
Nr. 49/2015, 1164–1173.

2	 Gornig, M., Kaiser, C., Michelsen, C. (2015): Bauwirtschaft: Sanierungs
maßnahmen ohne Schwung, Wohnungsneubau mit zweiter Luft. DIW Wochen-
bericht Nr. 49/2015, 1153–1162.

3	 Geppert, K., Gornig, M. (2003). Die Renaissance der großen Städte und die 
Chancen Berlins. Wochenbericht des DIW Berlin Nr. 26/2003, 411–418.
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Insgesamt wurde die Mietpreisbremse in elf Ländern be­
ziehungsweise 308 Städten eingeführt. Von der Regelung 
sind rund 20,7 Millionen EinwohnerInnen betroffen, da­
mit rund ein Viertel der gesamtdeutschen Bevölkerung. 
Die Städte mit angespanntem Wohnungsmarkt haben 
durchschnittlich 67 000 EinwohnerInnen (Tabelle 1).

Wirksamkeit der Mietpreisbremse 
kontrovers debattiert, bislang aber 
kaum untersucht

Ob und wie die Mietpreisbremse wirkt, wurde bereits 
vor ihrer Einführung kontrovers diskutiert. Viele Kri­
tikerInnen argumentieren, dass eine Deckelung der 
Mieten angesichts der lange Zeit moderaten Miet­
preisentwicklung überflüssig sei, zudem Investitions­
anreize mindere und damit den dringend benötigten 
Neubau von Wohnungen verhindere.6 Dies entspricht 
auch der international weit verbreiteten Auffassung 
von ÖkonomInnen, die in der Mehrzahl argumen­
tieren, dass eine Regulierung von Mieten zudem zu 
einer ineffizienten Verteilung von Wohnraum zwi­
schen unterschiedlichen Haushaltstypen führen und 
nur wenig Entlastung für Haushalte mit geringem Ein­
kommen bringen würde.7 

Andere Studien betonen, dass die Mietpreisbremse kei­
ne Wirkung entfalten kann, da ihr Regelungsbereich 
nicht weit genug gefasst ist, und es zudem zahlreiche 
Möglichkeiten gäbe, die Mietpreisbremse zu umgehen.8 
Das größte Einfallstor wird dabei in unzureichend fun­
dierten Mietspiegeln9 gesehen, die als Referenzmiete für 

6	 Kholodilin, K. A., Ulbricht, D. (2014): Mietpreisbremse: Wohnungsmarktre-
gulierung bringt mehr Schaden als Nutzen. DIW Wochenbericht Nr. 15/2015, 
319–327; Deschermeier, P., Haas, H., Hude, M., Voigtländer, M. (2014): Die 
Folgen der Mietpreisbremse: Eine Analyse am Beispiel der Wohnungsmärkte in 
Köln und Berlin (No. 17/2014). IW Policy Paper. In der Internationalen Literatur 
wird dies beispielsweise von Kutty, N. K. (1996): The Impact of Rent Control on 
housing Maintenance: A dynamic analysis incorporating European and North 
American Rent Regulations. Housing Studies, 11(1), 69–88; Andersen, H. S. 
(1998): Motives for investments in housing rehabilitation among private land-
lords under rent control. Housing Studies, 13 (2), 177–200 und Moon, C. G., 
Stotsky, J. G. (1993): The effect of rent control on housing quality change: 
a longitudinal analysis. Journal of Political Economy, 1114–1148 diskutiert.

7	 Vgl. Glaeser, E. L., Luttmer, E. F. P. (2003): The Misallocation of Housing 
Under Rent Control. The American Economic Review, 93 (4); Glaeser, E. L. 
(2003): Does rent control reduce segregation? Swedish Economic Policy Review, 
10, 79–202. 

8	 Deutscher Mieterbund (2015): Koalition einig bei Mietpreisbremse und 
Bestellerprinzip. Pressemitteilung vom 25.2.2015 und Deutscher Mieterbund 
(2016): Mietpreisbremse muss nachjustiert werden. Pressemitteilung vom 
9. 5. 2016.

9	 Als ungeeignete Referenzgröße werden in der Regel einfache Mietspiegel 
angesehen, die meist nur Experteneinschätzungen zum Niveau der ortüblichen 
Vergleichsmiete beinhalten. Qualifizierte Mietspiegel, die mit wissenschaft
lichen Standards auf Grundlage statistischer Verfahren erstellt werden sollen, 
werden häufig wegen mangelnder Transparenz und problematischen Abgren-
zungskriterien von Lage und Qualität beanstandet. Auch gibt es bislang keine 
einheitlichen Standards der Erhebung von Mietspiegeln, was dazu führt, dass 
in Gerichtsverfahren immer wieder neue Aspekte an den Referenzmieten als 
unzureichend eingeschätzt werden können.

geschlossenen Verträgen maximal zehn Prozent über der 
ortsüblichen Vergleichsmiete liegen. Ausnahmen stel­
len neu gebaute oder grundlegend modernisierte Woh­
nungen dar. Hier darf der Preis weiterhin frei vereinbart 
werden. Auch wenn bereits im vorherigen Mietverhält­
nis ein entsprechend hoher Mietzins festgeschrieben 
war, gilt die Mietpreisbremse nicht.

Diese Regelungen können seit dem 1. Juni 2015 in soge­
nannten angespannten Wohnungsmärkten angewendet 
werden – die betreffenden Städte werden von den Län­
dern in Verordnungen festgelegt. Die Städte sollen da­
bei mindestens eines der folgenden Kriterien erfüllen: 
i) die Mieten steigen schneller als der deutschlandwei­
te Durchschnitt, ii) die durchschnittliche lokale Mietbe­
lastungsquote4 übersteigt den nationalen Durchschnitt 
deutlich, iii) die Bevölkerung wächst, während die Neu­
bautätigkeit nicht mit dem Bevölkerungsanstieg Schritt 
hält, iv) die Leerstandsquote ist, bei gleichzeitig hoher 
Wohnungsnachfrage, niedrig.5

4	 Die Mietbelastungsquote beschreibt das Verhältnis von Mieten zu verfüg-
baren Haushaltseinkommen.

5	 Vgl. Paragraphen 556d bis 556g des Bürgerlichen Gesetzbuches (BGB).

Tabelle 1

Übersicht zu aktiven Mietpreisbremsen

Bundesland Verordnung gültig
regulierte Gemeinden/
Gemeinden insgesamt

Baden-Württemberg
Mietpreisbegrenzungs
verordnung (MietBgVO BW) 

2015/10–2020/09 68/1101  

Bayern

Mietpreisbremseverordnung 2015/08–2020/07 144/2056  

Mieterschutzverordnung 
(MiSchuV) 

2016/01–2020/07 9/2056  

Berlin Mietenbegrenzungsverordnung 2015/06–2020/05 1/1  

Brandenburg 
Mietpreisbegrenzungs
verordnung (MietbegrenzV) 

2016/01–2020/12 31/419  

Bremen Mietenbegrenzungs-Verordnung 2015/12–2020/11 1/2  

Hamburg 
Mietpreisbegrenzungs
verordnung 

2015/07–2020/06 1/1  

Hessen Mietenbegrenzungsverordnung 2015/11–2019/06 16/426  

Nordrhein-Westfalen
Mietpreisbegrenzungs
verordnung (MietbegrenzVO) 

2015/07–2020/06 22/396  

Rheinland-Pfalz
Mietpreisbegrenzungs
verordnung 

2015/10–2020/10 3/2306  

Schleswig-Holstein Mietpreisverordnung 2015/12–2020/11 12/1116  

Thüringen
Mietpreisbegrenzungs
verordnung 

2016/04–2021/01 2/913 

Quelle: DIW Berlin.

© DIW Berlin 2016

In insgesamt elf Bundesländern wurde die Mietpreisbremse bereits eingeführt.
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Weiterhin starker Mietpreisanstieg 
in den Metropolen

Tatsächlich lassen sich für die einzelnen Positionen Be­
lege anhand von Statistiken anführen. Die Mietpreisent­
wicklung in Deutschland verläuft insgesamt seit Mitte 
der 1990er Jahre äußerst moderat. Auch am aktuellen 
Rand zeigt der vom Statistischen Bundesamt veröffent­
lichte Index für die Kosten des Wohnens nur vergleichs­
weise geringe Steigerungsraten (Abbildung 1), selbst in 
Berlin, dem viel zitierten Beispiel für einen besonders 
angespannten Wohnungsmarkt.

Die Entwicklung des Wohnungsleerstands erklärt die 
deutschlandweit nur moderate Mietdynamik – offen­
sichtlich gibt es insgesamt ausreichend Wohnungen, so­
dass der Nachfragedruck nicht außergewöhnlich hoch ist 
(Abbildung 2). Allerdings verdeutlicht das Beispiel Ber­
lin, dass sich die Wohnungsmärkte in Deutschland äu­
ßerst heterogen entwickeln: Während die marktaktiven 
Leerstände in Mietshäusern insgesamt nur leicht rück­
läufig sind, hat sich die Leerstandsquote in Berlin seit 
2004 mehr als halbiert.

städten gleich kommt, als dass ein moderater Mietanstieg reglementiert wird. 
Vgl. Deschermeier, P., Haas, H., Hude, M., Voigtländer, M. (2016): A first analy-
sis of the new German rent regulation. International Journal of Housing Policy. 
Erste ökonometrische Studien deuten aber eher darauf hin, dass die Mietpreis-
bremse keinerlei Wirkung auf die Entwicklung der Angebotsmieten entfaltet. 
Siehe Thomschke, L., Hein, S. (2015): So schnell schießen die Preußen nicht: 
Effekte der Mietpreisbremse in Berlin. empirica paper Nr. 226 und Hein, S., 
Thomschke, L. (2016): Mietpreisbremse: Fahrkarte geschossen? Effekte der 
Mietpreisbremse in ausgewählten Städten. empirica paper Nr. 232.

die Mietpreisbremse vorgesehen sind. Dort wo kein Ver­
gleichswert ausgewiesen ist, könne die Miete weiterhin 
frei gesetzt werden.10 Darüber hinaus wird der zu groß­
zügige Umgang mit Neubau- und Modernisierungsvor­
haben bemängelt, die gänzlich aus dem Anwendungs­
bereich des Gesetzes fallen.11 Schließlich wird ein Trans­
parenzdefizit beklagt. MieterInnen fehlen in der Regel 
die Informationen über die tatsächliche Höhe der vor­
herigen Miete, durchgeführte Modernisierungsmaßnah­
men und genauen Eigenschaften der Immobilie. Damit 
haben sie nur wenig Handhabe bei der Durchsetzung 
ihrer Rechte. Tatsächlich gibt es bislang nur sehr weni­
ge gerichtliche Auseinandersetzungen über die zulässi­
ge Höhe der vereinbarten Miete.12

Über die tatsächliche Wirkung der Mietpreisbremse wird 
weitgehend nur spekuliert. Studien, die sich explizit der 
Frage widmen, ob die Mietpreisbremse einen Effekt auf 
die Mietentwicklung hat, sind überschaubar in ihrer An­
zahl und basieren zudem meist auf Methoden, die eine 
kausale Interpretation der Effekte nicht zulassen.13 

10	 Lerbs, O., Sebastian, S. (2015): Mietspiegel aus ökonomischer Sicht – Vor-
schläge für eine Neuregulierung. Beiträge zur Immobilienwirtschaft, Heft 10.

11	 Berliner Mieterverein (2014): Ausnahmen müssen weg. Mietermagazin 
11/14; Stellungnahme des Deutschen Mieterbund Baden-Württemberg in der 
öffentlichen Anhörung des Rechtsausschuss des Deutschen Bundestags am 
3. 12 .2014. 

12	 Warum die Mietpreisbremse nicht funktioniert. Süddeutsche Zeitung vom 
17. 5. 2016; Mietpreisbremse ohne Wirkung. Frankfurter Rundschau vom 15. 3. 2016.

13	 So wird in einer Ex-ante-Betrachtung des Instituts der Deutschen Wirt-
schaft (IW Köln) auf Grundlage deskriptiver Auswertungen geschlossen, dass 
die Mietpreisbremse eher einem Einfrieren der Mieten in deutschen Groß

Abbildung 1

Index der Kosten des Wohnens
2000 = 100, deflationiert mit dem Konsumentenpreisindex
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Seit Mitte der 1990er Jahre waren die realen Mieten lange Zeit sogar 
rückläufig.

Abbildung 2

Wohnungsleerstand
Anteil am Gesamtwohnungsbestand in Prozent
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Der Leerstand in Mietshäusern ist seit der Jahrtausendwende vor 
allem in den großen Städten gesunken.
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ten (Berlin, Hamburg, München, Frankfurt, Köln, Düs­
seldorf und Stuttgart) stiegen die Angebotsmieten seit 
dem Jahr 2008 um durchschnittlich gut 20 Prozent. 
Allein in Berlin betrug der Anstieg sogar rund 40 Pro­
zent. Deutschlandweit stiegen die Angebotsmieten im 
selben Zeitraum um zehn Prozent. Dieser Anstieg hat 
sich seit Einführung der Mietpreisbremse augenschein­
lich nicht verlangsamt – zumindest haben die Mieten zu­
letzt wieder deutlich angezogen (Abbildung 4). Ungebro­
chen scheint auch der Aufschwung beim Wohnungsneu­
bau zu sein. So haben die erteilten Baugenehmigungen 
im ersten Quartal 2016 einen neuen Höchststand seit 
dem Jahr 2008 erreicht (Abbildung 5).

Deskriptive Statistik reicht 
für eine Wirkungsanalyse 
der Mietpreisbremse nicht aus

Deskriptive Analysen lassen allerdings keine Aussagen 
über kausale Zusammenhänge zwischen Regulierung 
und Mietentwicklung zu. Hierzu bedarf es elaborierte­
rer Methoden, die den Vergleich zwischen den Mietpreis­
entwicklungen in regulierten und unregulierten Märk­
ten ermöglichen. In der Literatur hat sich hierzu das so­
genannte Difference-in-Differences-Verfahren etabliert, das 
mittels einer Regressionsanalyse die Abweichung der 
Mietentwicklung nach Einführung der Mietpreisbrem­
se gegenüber der Entwicklung in einem nicht regulier­
ten Markt schätzt. Die Herausforderung bei dieser Me­
thode liegt darin, einen passenden Vergleichsmarkt zu 
finden, dessen Mietentwicklung im Trend dem regu­
lierten Markt vor Einführung der Mietpreisbremse ent­
spricht, der allerdings nicht durch die Mietpreisbremse 
betroffen ist (Kasten).

Dieser Druck zeigt sich vor allem in neu geschlosse­
nen Mietverträgen, weshalb die Mieten insgesamt nur 
allmählich steigen, während die Angebotsmieten von 
gerade inserierten Wohnungen vor allem in Großstäd­
ten erheblich anziehen (beispielsweise Inserate in On­
line-Plattformen) (Abbildung 3). In den Top 7-Standor­
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Seit 2008 steigen die Angebotsmieten in den Großstädten kräftig.

Abbildung 5

Baugenehmigungen
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Die Zahl der Baugenehmigungen ist zuletzt stark gestiegen.

Abbildung 4
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Die Entwicklung des Mietpreises hat sich nicht eindeutig verlangsamt.
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se Ausstattung und Alter, beinhalten. Zudem wurden in 
den Schätzungen zahlreiche Kontrollgrößen für die Ge­
gebenheiten der Region, wie Bevölkerungsentwicklung, 
Arbeitslosigkeit oder Bevölkerungsdichte, berücksichtigt.

Die vorliegende Studie adressiert zwei Aspekte der Wir­
kung der Mietpreisbremse: Es wird erstens untersucht, 
ob die Mietpreisbremse kurzfristig ihr Ziel erreicht hat 
und zu einer Verlangsamung des Mietpreisanstiegs ge­
führt hat. Zweitens wird betrachtet, ob Investoren die 
Rentabilität ihrer Mietobjekte in der Zukunft beeinträch­
tigt sehen. Da Immobilienpreise in großen Teilen die Er­

In der vorliegenden Studie werden daher nicht die Miet­
entwicklungen in willkürlich gewählten Gemeinden mit­
einander verglichen, sondern die Effekte der Mietpreis­
bremse in benachbarten regulierten und unregulierten 
Postleitzahlbezirken, die durch Gemeindegrenzen ge­
teilt sind, untersucht (Abbildung 6). Die direkte Nach­
barschaft stellt sicher, dass es sich bei den Gebieten um 
miteinander verbundene Immobilienmärkte handelt, de­
ren Mietentwicklung ohne entsprechende Regulierung 
vermutlich einen gemeinsamen Trend aufweisen wür­
de.14 Ändert sich dieser Trend nach Einführung der Miet­
preisbremse in der regulierten Region, kann dies somit 
als kausaler Effekt der Regulierung interpretiert werden. 

Ferner konzentriert sich die Analyse auf Wohnungen, 
die direkt durch die Mietpreisbremse reguliert sind, das 
heißt auf Wohnungen, die weder neu errichtet noch einer 
grundlegenden Modernisierung unterzogen wurden. 
Berücksichtigt werden zudem unterschiedliche Zeit­
punkte im Umfeld der Einführung der Regulierung, 
um Antizipations- und Anpassungseffekte von Vermie­
terInnen zu erfassen, die beispielsweise noch vor Einfüh­
rung der Regulierung höhere Mieten durchsetzen wol­
len.15 Effekte auf die Mietpreisbildung werden für den 
Zeitpunkt des Beschlusses des Gesetzes im Bundestag 
(März 2015), einen Monat vor Inkrafttreten der Regu­
lierung (Mai 2015), zum Zeitpunkt der Einführung in 
der jeweiligen Gemeinde (unterschiedliche Zeitpunk­
te) und drei Monate nach Einführung in der jeweiligen 
Gemeinde geschätzt.

Als Datengrundlage dienen Informationen aus Vermie­
tungs- und Wohnungsverkaufsangeboten aus dem Inter­
net (Immobilienscout24, Immowelt und Immonet). Die­
se Informationen haben sich mittlerweile in Immobi­
lienmarktuntersuchungen als verlässliche Datenquellen 
etabliert.16 Untersucht wird der Zeitraum von Juli 2011 
bis März 2016. Insgesamt basieren die Schätzungen auf 
312 771 Mietinseraten und 186 794 Kaufangeboten, die 
neben ihrer räumlichen Verortung auch zahlreiche In­
formationen über die Immobilienqualität, beispielswei­

14	 Nicht in die Untersuchung einbezogen sind daher Stadtkerne. Da es hier 
an einer adäquaten Vergleichsgruppe fehlt, könnten keine Aussagen über die 
kausalen Wirkung der Mietpreisbremse getroffen werden. Für detaillierte Dar-
stellung und Ergebnisse der Studie siehe Kholodilin, K., Mense, A., Michelsen, C. 
(2016): Market break or simply fake? Empirics on the causal effects of rent 
controls in Germany. DIW Discussion paper 1584.

15	 Um hier für ein mögliches Endogenitätsproblem zu kontrollieren, wird 
neben der Basisspezifikation zudem ein umfangreicheres Modell unter Berück-
sichtigung möglicher Effekte der im Jahr 2013 eingeführten Kappungsgrenze 
geschätzt. Da die Kappungsgrenze ein guter Indikator für die spätere Einfüh-
rung der Mietpreisbremse in der jeweiligen Region ist, dürften insbesondere 
dort die Antizipationseffekte im Vorfeld der Regulierung zum Tragen kommen. 

16	 Zur den Eigenschaften von Angebotsdaten, vgl. Lyons, R. C. (2013): Price 
signals and bid-ask spreads in an illiquid market: The case of residential proper-
ty in Ireland, 2006–2011. Working Paper; Dinkel, M., Kurzrock, B.-M. (2012): 
Asking prices and sale prices of owner-occupied houses in rural regions of 
Germany. Journal of Interdisciplinary Property Research, 1, 5–23.

Abbildung 6
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Quelle: Darstellung des DIW Berlin.
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Vor allem in den Ballungsgebieten wurde die Mietpreisbremse eingeführt.
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tragserwartung der Zukunft abbilden, müssten sich Ver­
änderungen in der erwarteten Mietentwicklung durch 
die Mietpreisbremse unmittelbar in den Veräußerungs­
preisen niederschlagen. Dabei sind zwei Effekte denkbar: 
Der erste bezieht sich auf vermietete Bestände. Hier soll­
te eine wirksame Mietpreisbremse die erwarteten Erträ­
ge unmittelbar negativ beeinträchtigen. Ein zweiter, tem­
porärer Effekt könnte sich in der Ausweitung des Ange­
bots freier Wohnungen zeigen: VermieterInnen stehen 

mit Auszug des Mieters oder der Mieterin vor der Ent­
scheidung, zukünftig unter regulierten Bedingungen zu 
wirtschaften, oder jetzt die Gelegenheit zum Verkauf zu 
nutzen um so von einer möglicherweise höheren Zah­
lungsbereitschaft bei potenziellen SelbstnutzerInnen 
zu profitieren. Bei effektiver Regulierung sollte sich das 
Angebot an freien Wohnungen zumindest temporär er­
höhen und damit einen negativen Effekt auf den Preis­
trend in regulierten Märkten entfalten. 

Entwicklung der Mieten durch 
die Mietpreisbremse nahezu unbeeinflusst

Die Ergebnisse der empirischen Analyse legen nahe, 
dass die Mietpreisbremse bislang keinen Einfluss auf 
die Mietentwicklung in regulierten Märkten hatte. Wenn 
überhaupt, hat die Mietpreisbremse den Preisanstieg 
eher beschleunigt (Tabelle 2). Dargestellt sind die rele­
vanten Ergebnisse für Trends der Miet- und Preisent­
wicklung zu unterschiedlichen Zeitpunkten und für die 
regulierten beziehungsweise unregulierten Postleitzahl­
bezirke (die Kontrollgruppe).

Im gesamten Untersuchungszeitraum sind die Ange­
botsmieten in den untersuchten unregulierten Regio­
nen monatlich um circa 0,24 Prozent gestiegen. In den 
untersuchten Regionen mit Mietpreisebremse war die­
ser Trend mit monatlichen 0,26 Prozent etwas stärker. 
Dieser allgemeine Trend hat sich im Zuge der Debatte 
um die Einführung der Mietpreisbremse temporär ge­
ändert: So stiegen die Mieten im Nachgang des Bun­
destagsbeschlusses zur Einführung der Mietpreisbrem­
se ab März 2015 in allen Regionen weniger schnell an 
(monatlich um 0,22 Prozent), einen Monat vor Inkraft­
treten des Gesetzes beschleunigte sich das Mietwachs­
tum auf 0,25 Prozent und fiel mit Inkrafttreten auf den 
ursprünglichen Anstieg zurück.

Die spezifischen Effekte der Mietpreisbremse in den Re­
gionen, in denen sie eingeführt wurde (sogenannte Treat-
ment-Effekte), haben keinen signifikanten Einfluss auf die 
Entwicklung der Wohnungsmieten. Erst wenn zusätz­
lich für den Effekt der 2013 eingeführten Kappungsgren­
ze kontrolliert wird, zeigen sich statistisch signifikante 
Unterschiede zwischen regulierten und nicht regulier­
ten Regionen. Diese Effekte laufen der Intention des Ge­
setzes allerdings diametral entgegen: So zeigt sich, dass 
es nach Inkrafttreten der Mietpreisbremse dauerhaft zu 
einer – wenn auch geringen – Beschleunigung des Miet­
preisanstiegs in Regionen kam, in denen neben der Miet­
preisbremse keine reduzierte Kappungsgrenze galt. In 
Regionen mit abgesenkter Kappungsgrenze – dem weit­
aus größten Teil der regulierten Gemeinden – beschränkt 
sich der preistreibende Effekt der Mietpreisbremse auf 
den Zeitraum zwischen Bundestagsbeschluss und dem 
Inkrafttreten der Mietpreisbremse im Juni 2015.

Daten und Methoden

Analog zu klinischen Experimenten betrachtet die 

Difference-in-Differences-Methode zwei Gruppen (sogenannte 

Treatmentgruppe und Kontrollgruppe) vor und nach einem 

Ereignis, welches nur die Treatment-Gruppe beeinflusst. Im 

vorliegenden Fall ist dieses Ereignis die Einführung der Miet-

preisbremse. Zur Treatmentgruppe gehören alle Beobachtun-

gen aus regulierten Postleitzahlgebieten, die unmittelbar 

an ein unreguliertes Postleitzahlgebiet angrenzen (Kontroll

gruppe). Für beide Gruppen wird die gruppentypische Ände

rungsrate der Mietpreise im Untersuchungszeitraum be-

rechnet. In einem zweiten Schritt wird die Abweichung von 

dieser typischen Rate nach Einführung der Mietpreisbremse 

bestimmt (Difference). Der Unterschied zwischen diesen 

beiden Abweichungen kann dann als Effekt der Regulierung 

interpretiert werden (Difference-in-Differences).

Dieses Konzept lässt sich mithilfe einer multivariaten Regres-

sionsanalyse umsetzen. Die Schätzgleichung lautet

ln Ri  = � xi β + γ0 ti + γ1 di
MPB-Gemeinde × ti + γ2 di

MPB aktiv 

× ti + γ3 di
MPB-Gemeinde × di

MPB aktiv × ti + ηi .

Dabei steht ln für den natürlichen Logarithmus, i ist der 

Beobachtungsindex, Ri die Miete pro Quadratmeter, xi sind 

Kontrollvariablen wie Größe, Alter, Zustand und Qualität 

der Wohnung, Bevölkerungsdichte oder Arbeitslosigkeit, 

und ti ist ein Zeittrend. di
MPB-Gemeinde und di

MPB aktiv sind 

Dummy-Variablen. di
MPB-Gemeinde nimmt den Wert eins 

an, wenn i in einer Gemeinde mit Mietpreisbremse liegt. 

di
MPB aktiv hat den Wert eins, wenn in der zu i gehörenden 

regulierten Gemeinde die Mietpreisbremse zum Zeitpunkt ti 

bereits in Kraft getreten ist. Eine analoge Gleichung wurde 

für Verkaufspreise geschätzt.

Übertragen auf die Difference-in-Differences-Methode bilden 

γ0 beziehungsweise γ0 + γ1 die typischen Trends der Mieten 

in unregulierten und regulierten Gemeinden und γ2 bezie-

hungsweise γ2 + γ3 die Abweichung davon nach der Einfüh-

rung der Mietpreisbremse ab. Die Difference-in-Differences, 

das heißt der Treatment-Effekt, ist ( γ2 + γ3 ) − γ2 = γ3.
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Tabelle 2

Zentrale Ergebnisse des Regressionsmodells

 
Modell 1: 
Mietpreis­

entwicklung

Modell 2: Mietpreis­
entwicklung unter 
Berücksichtigung 

möglicher Effekte der 
Kappungsgrenze

Modell 3: 
Preisentwicklung 

unbewohnter 
Wohnungen

Modell 4: 
Preisentwicklung 

unbewohnter 
Wohnungen 

(Kappungsgrenze)

Modell 5: 
Preisentwicklung 

vermieteter 
Wohnungen

Modell 6: 
Preisentwicklung 

vermieteter 
Wohnungen 

(Kapungsgrenze)

Allgemeine Trends der Miet- und Preisentwicklung

Miettrend
0,00235*** 0,00218*** 0,00516*** 0,00506*** 0,00432*** 0,00432***

(0,00007) (0,00010) (0,00016) (0,00018) (0,00025) (0,00026)

Miettrend*Gemeinde mit Mietpreisbremse (MPB)
0,00026* −0,00044 0,00075*** 0,00066 0,00166*** 0,00094

(0,00011) (0,00026) (0,00022) (0,00039) (0,00033) (0,00054)

Miettrend*Bundestagsbeschluss
−0,00017* −0,00007 −0,00001 −0,00006 −0,00026 −0,00015

(0,00008) (0,00008) (0,00016) (0,00016) (0,00035) (0,00037)

Miettrend*Inkrafttreten −1 Monat
0,00017** 0,00029*** −0,00028 −0,00024 0,00070** 0,00062*

(0,00006) (0,00007) (0,00015) (0,00016) (0,00027) (0,00028)

Miettrend*Inkrafttreten der MPB
0,00007 0,00017* −0,00019 −0,00009 0,00064* 0,00058

(0,00006) (0,00007) (0,00014) (0,00015) (0,00031) (0,00032)

Miettrend*Inkrafttreten +3 Monate
0,00006 0,00019* −0,00050* −0,00035 0,00056 0,00052

(0,00006) (0,00008) (0,00020) (0,00023) (0,00033) (0,00035)

Spezifische Effekte der Mietpreisbremse (MPB)

Miettrend*Bundestagsbeschluss*MPB
0,00016 0,00019 −0,00048* −0,00043 0,00066 0,00151*

(0,00011) (0,00018) (0,00022) (0,00034) (0,00045) (0,00070)

Miettrend*Inkrafttreten-1 Monat*MPB
0,00007 0,00011 −0,00007 −0,00004 −0,00038 −0,00044

(0,00010) (0,00017) (0,00020) (0,00034) (0,00035) (0,00064)

Miettrend*Inkrafttreten der MPB*MPB
−0,00005 0,00047* 0,00005 −0,00007 −0,00084* −0,00049

(0,00009) (0,00018) (0,00020) (0,00036) (0,00040) (0,00060)

Miettrend*Inkrafttreten+3 Monate*MPB
0,00001 0,00060** 0,00035 0,00015 −0,00060 0,00089

(0,00009) (0,00019) (0,00026) (0,00049) (0,00042) (0,00061)

Effekte der Kappungsgrenze (KG)

Miettrend*Gemeinde Kappungsgrenze (KG)
0,00136*** 0,00113 0,00006

(0,00039) (0,00078) (0,00103)

Miettrend*Bundestagsbeschluss*KG
−0,00081** 0,00055 −0,00144

(0,00028) (0,00078) (0,00143)

Miettrend*Inkrafttreten−1 Monat*KG
−0,00109*** −0,00023 0,00189

(0,00022) (0,00046) (0,00103)

Miettrend*Inkrafttreten der MPB*KG
−0,00082*** −0,00107 0,00140

(0,00018) (0,00055) (0,00143)

Miettrend*Inkrafttreten+3 Monate*KG
−0,00104*** −0,00142* 0,00057

(0,00023) (0,00070) (0,00113)

Interaktion Kappungsgrenze (KG) und Mietpreisbremse (MPB)

Miettrend*KG
−0,00035 −0,00091 0,00077

(0,00047) (0,00086) (0,00114)

Miettrend*Bundestagsbeschluss*KG*MPB
0,00066* −0,00056 0,00036

(0,00033) (0,00085) (0,00158)

Miettrend*Inkrafttreten−1 Monat*KG*MPB
0,00092** 0,00015 −0,00170

(0,00029) (0,00058) (0,00121)

Miettrend*Inkrafttreten der MPB*KG*MPB
0,00011 0,00110 −0,00173

(0,00026) (0,00066) (0,00154)

Miettrend*Inkrafttreten+3 Monate*KG*MPB
0,00021 0,00146 −0,00217

(0,00030) (0,00085) (0,00126)

Modellanpassung

R2 0,83956 0,83987 0,82711 0,82719 0,82354 0,82366

Adj. R2 0,83941 0,83971 0,82681 0,82687 0,82201 0,82208

Beobachtungen 312 769 312 769 165 550 165 550 34 170 34 170

RMSE 0,16457 0,16442 0,23840 0,23835 0,22034 0,22029

Standardfehler in Klammern; *, **, *** zeigen Signifikanz der Ergebnisse zum 10 %, 5 % ,1 % Niveau. Die vollständigen Ergebnisse der übrigen rund 70 im Modell berücksichtigten Regressoren zu 
Lage, Ausstattung, Umfeld und Qualität der Wohnungen werden in einem DIW-Diskussionspapier separat veröffentlicht.
Quelle: Berechnungen des DIW Berlin.

© DIW Berlin 2016



Wohnungsmarktregulierung

498 DIW Wochenbericht Nr. 22.2016

Mietpreisauftrieb zeitweise sogar verstärkt hat. Dies ist 
wahrscheinlich das Ergebnis von Vorzieheffekten: Da 
einmal vereinbarte Mieten in den folgenden Mietver­
hältnissen nicht wieder gesenkt werden müssen, haben 
VermieterInnen offenbar die letzten Monate vor Einfüh­
rung der Regulierung genutzt, um die Wohnungsmie­
ten kräftig zu erhöhen.

Die Gründe dafür liegen vor allem in den falschen An­
reizstrukturen, die das Gesetz schafft. VermieterInnen 
können sich bei Missachtung der Mietpreisbremse kaum 
schlechter stellen als mit Gesetzestreue. Sollte sich ein/-e 
MieterIn erfolgreich gegen die vereinbarte Miete weh­
ren, dann würde ihm/ihr nur die zu viel bezahlte Miete 
ab dem Zeitpunkt der Rüge erstattet. Eine echte Sank­
tion droht VermieterInnen nur dann, wenn sie in einem 
Strafverfahren wegen überhöhter Miete (§ 5 Wirtschafts­
strafrecht) oder Mietwuchers (§ 291 Strafgesetzbuch) zu 
einem Bußgeld oder einer Freiheitsstrafe verurteilt wür­
den. Die in der Rechtsprechung etablierten Hürden sind 
dafür aber sehr hoch. Im Zusammenhang mit Mietwu­
cher kam es im Jahr 2014 nach Angaben des Statisti­
schen Bundesamts deutschlandweit zu insgesamt 17 Ver­
fahren bei fünf Verurteilungen. Dagegen können Mie­
terInnen die Erfolgswahrscheinlichkeit eines Prozesses 
schwer einschätzen – ihnen fehlt es meist an dem nö­
tigen Hintergrundwissen, um die Rechtmäßigkeit der 
Miete beurteilen zu können. Auch sind die Referenzgrö­
ßen aus den Mietspiegeln häufig wenig belastbar. Die 
Mietpreisbremse hat sich damit bislang als der Papier­
tiger18 erwiesen, für den sie von vielen BeobachterInnen 
im Vorfeld gehalten wurde.

Die oberste Priorität in Zeiten enger Wohnungsmärkte 
sollten Maßnahmen haben, die der Ausweitung und Fle­
xibilisierung des Angebots dienen. Nur wenn die Ursa­
chen bekämpft werden, kann nachhaltig für bezahlbaren 
Wohnraum gesorgt, zyklische Preisspitzen entgegenge­
wirkt und damit die Lage am Wohnungsmarkt entspannt 
werden. Die aktuelle Herausforderung besteht darin, die 
Nachfrage in den Stadtzentren zu bedienen, wo die Ent­
wicklungsmöglichkeiten typischerweise beschränkt sind. 
Hier ist vor allem die Kommunalpolitik gefordert, die 
Voraussetzungen dafür zu schaffen, dass bislang unge­
nutzte Flächen dem Wohnungsmarkt zugeführt, Nach­
verdichtungspotenziale gehoben und vorher gewerblich 
genutzte Flächen umgewidmet werden. Die Kommunen 
haben dabei auch die städtebauliche Gestaltungskompe­
tenz, um den Interessensausgleich zwischen Anwohner­
Innen und dem Bedarf nach zusätzlichem Wohnraum 
zu gewährleisten. Da es Investoren derzeit nicht am 
Willen sondern vielmehr an Investitionsgelegenheiten 

18	 Michelsen, C. (2014): Papiertiger Mietpreisbremse. DIW Wochenbericht 
Nr. 40/2014, 1012–1012.

Ertragserwartungen von Investoren 
kaum eingetrübt

Der zweite Teil der empirischen Analyse widmet sich 
der Frage, ob und in welchem Umfang Investoren mit 
einer Beeinträchtigung ihrer zukünftigen Mieterträge 
rechnen. Unterschiede in den Preistrends in Regionen 
mit und ohne Mietpreisbremse können als direkte Aus­
wirkungen geänderter Ertragserwartungen interpretiert 
und daher als Näherungsgröße für die Wirksamkeit der 
Regulierung gesehen werden. Ein zu den bisherigen 
Ausführungen identisches Untersuchungsdesign wird 
auf zwei Kategorien von Wohnungsverkaufsinseraten 
übertragen: Erstens wird untersucht, wie sich die Prei­
se von vermieteten Immobilien entwickeln. Zweitens 
wird analysiert, welche Auswirkungen die Mietpreis­
bremse auf die Entwicklung von Preisen in unvermie­
teten Wohnungen hat. Im Fall einer effektiven Mietre­
gulierung sollten sich mehr EigentümerInnen für einen 
Verkauf entscheiden und damit das Angebot auswei­
ten, was sich temporär in negativen Preiseffekten nie­
derschlagen dürfte.

Es zeigt sich, dass die Mietpreisbremse nur einen sehr 
geringen Einfluss auf die Ertragserwartung von Investo­
ren hat. Im Fall frei nutzbarer Wohnungen reduziert der 
Beschluss zur Einführung der Mietpreisbremse die allge­
meine Teuerung der Immobilien temporär von monat­
lich 0,59 Prozent auf 0,54 Prozent. Wird zusätzlich für 
die Effekte der Kappungsgrenze kontrolliert, ist kein Ein­
fluss der Mietpreisbremse auf die Preisbildung nachweis­
bar. Für vermietete Wohnungen zeigt sich ein ähnliches 
Bild – allerdings ist der Effekt der Mietpreisbremse hier 
dauerhafter Natur. Mit dem Inkrafttreten in der jeweili­
gen Region reduziert sich der Immobilienpreisauftrieb 
etwas, von monatlich 0,59 Prozent auf 0,51 Prozent.17 

Schlussfolgerungen

Die Regelungen der Mietpreisbremse haben bisher nicht 
die intendierten Wirkungen entfaltet. Weder wurde der 
Mietpreisanstieg gedämpft, noch scheinen Immobilien­
eigentümerInnen im derzeitigen Umfeld damit zu rech­
nen, dass die Regulierung ihre künftigen Erträge subs­
tantiell beschneidet. Die Umgehungsmöglichkeiten der 
Regelung sind allem Anschein nach so vielfältig, dass sie 
nicht wirkt. Zudem gibt es Anhaltspunkte dafür, dass der 
Beschluss über die Einführung der Mietpreisbremse den 

17	 Unter Berücksichtigung zusätzlicher Effekte der Kappungsgrenze verlieren 
sich die Wirkungen der Mietpreisbremse weitgehend – vielmehr scheint der 
Bundestagsbeschluss im März 2015 sogar einen preistreibenden Impuls bei 
vermieteten Wohnungen geben zu haben. Allerdings ist dieses Ergebnis 
aufgrund der geringen Fallzahl und damit einhergehend geringen Variation 
zwischen Beobachtungen in Regionen mit Mietpreisbremse und Kappungs
grenze nur bedingt interpretierbar.
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Kurzfristig kann eine Mietpreisbremse aus sozialpoliti­
schen Gesichtspunkten dennoch sinnvoll sein. Angemes­
sener Wohnraum gehört zu den menschlichen Grund­
bedürfnissen. Mithilfe einer Mietpreisbremse könnten 
die negativen Folgen eines kurzfristig zu geringen und 
rigiden Wohnungsangebots abgemildert werden, bis das 
Angebot wieder in Einklang mit der Nachfrage steht. 
Voraussetzungen dafür sind aber, dass eine Regulierung 
einerseits den benötigten Neubau nicht beschneidet und 
andererseits zeitlich begrenzt eingeführt wird, damit sie 
die erwarteten Erträge von Wohnungsbauinvestitionen 
insgesamt nicht beeinträchtigt. Grundsätzlich erfüllt 
die Mietpreisbremse diese Voraussetzungen. Damit sie 
auch bindende Wirkung für VermieterInnen entfaltet, 
bedürfte es allerdings transparenterer und praktikable­
rer Lösungen als bislang. Eine Möglichkeit besteht dar­
in, VermieterInnen zur Veröffentlichung der Miete aus 
dem vorherigen Mietverhältnis zu verpflichten und die 
Mieterhöhungsspielräume an die Entwicklung der Kon­
sumentenpreise (oder einen Teilindex) zu koppeln – ein 
Weg, der beispielsweise häufig in Frankreich, Spanien 
und in den USA beschritten wird und der große Teile 
der bisherigen Ausweichmöglichkeiten der Mietpreis­
bremse ausschließen dürfte.

fehlt, dürfte eine allgemeine steuerliche Förderung des 
Mietwohnungsbaus – wie derzeit intensiv diskutiert – 
nur geringfügige zusätzliche Impulse für die Bautätig­
keit geben. Um Investitionshemmnisse bei bislang we­
nig aktiven potenziellen Investoren zu beheben, wäre 
eine Investitionszulage und eine Konzentration der För­
derung auf Maßnahmen der Nachverdichtung weitaus 
zielgenauer.19 Darüber hinaus hat die öffentliche Hand 
die Möglichkeit, Liegenschaften zu Zwecken des (sozia­
len) Wohnungsbaus vergünstigt abzugeben und damit 
für Entlastung am Markt zu sorgen. Dies wurde jüngst 
im „Bündnis für bezahlbares Bauen und Wohnen“ ge­
fordert. In die Verantwortung der Länder fällt die Grund- 
erwerbsteuer, die in den letzten Jahren vielerorts deut­
lich erhöht wurde.20 Auch dies bremst tendenziell den 
Wohnungsbau.

19	 DIW Berlin (2016): Stellungnahme anlässlich der öffentlichen Anhörung 
des Finanzausschusses des Deutschen Bundestags zum Gesetzentwurf der 
Bundesregierung, „Entwurf eines Gesetzes zur steuerlichen Förderung des 
Mietwohnungsneubaus“ (Drucksachen 18/7736, 18/8044).

20	 Bechtoldth, S., Freier, R., Geyer, J., Kühn, F. (2014): Acht Jahre nach der 
Reform der Grunderwerbsteuer: Bundesländer nutzen ihre Spielräume für Steue-
rerhöhungen. DIW Wochenbericht Nr. 50/2014, 1283–1290.

RENT CONTROLS: NO EFFECT TO DATE

Abstract: On June 1, 2016, the much-discussed rental brake 
will have been in force for exactly one year. Since then, the 
rental brake has been implemented in 308 German cities. 
Prior fears that it would hamper urgently needed construction 
activity have not materialized, neither have hopes that the 
new regulations would allow low earners an improved access 
to the housing market. However, a purely descriptive analysis 
of the available data is not sufficient to properly assess 
the impact of rent regulations. Therefore, the present study 
examines how rents would have changed if no regulations 
had been in place and to what extent investors would have 
seen their expected earnings affected by the regulations. 
Housing rents and prices were analyzed by concentrating at 
the postal code districts, where the rental brake had been 
introduced, and the adjacent postal code districts, where the 

market remains unregulated. The findings of this difference-
in-differences approach suggest that the rental brake has not 
slowed the increase in rents. On the contrary, in the short 
term, it actually led to greater rent hikes in the regulated 
markets. Even investors seem to be of the opinion that the 
regulations will have no substantial effect in the future: the 
causal effects of the rental brake on the development of 
housing prices—as a reflection of future rental income—are 
relatively small. In order to provide a sustainable solution to 
the housing shortage, priority should be given to measures 
that stimulate an expansion of construction activity and make 
the housing supply more flexible. From a social policy point 
of view, a temporary rental brake can still be justified. It must, 
however, be structured in such a way that it does not restrict 
incentives for housing construction in the future.

JEL: R31, R38, R52

Keywords: Housing market, rent control, rental brake, Germany
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Das vollständige Interview zum Anhören finden 
Sie auf www.diw.de/mediathek

»�Verstöße gegen 
die Mietpreisbremse 
werden kaum sanktioniert «

1.	 Herr Michelsen, seit einem Jahr ist die sogenannte 
Mietpreisbremse in Kraft, die den Anstieg von Mieten 
in Neuverträgen deckelt. Demnach dürfen in bestimm-
ten Regionen Mieten in neu geschlossenen Verträgen 
maximal zehn Prozent über der ortsüblichen Vergleichs-
miete liegen. Hat diese Maßnahme den Anstieg der 
Mietpreise wie gewünscht gebremst? Wir haben die 
Effekte der Mietpreisbremse untersucht und kommen zu 
dem Ergebnis, dass der Anstieg der Mietpreise in den 
regulierten Regionen, in den Städten mit angespannten 
Wohnungsmärkten, leider nicht verlangsamt wurde. Das 
Gesetz hat also seinen Zweck bislang noch nicht erfüllen 
können. Wir haben sogar einen leicht gegenläufigen 
Effekt feststellen können, nämlich den etwas stärkeren 
Anstieg der Mietpreise in den Regionen, in denen eine 
Mietpreisbremse eingeführt wurde.

2.	 Wie ist das zu erklären? Die Mietpreisbremse erzeugt 
den starken Anreiz, vor ihrer Einführung noch einmal 
einen Mietpreisaufschlag zu verlangen, denn das was 
in einem vorherigen Mietvertrag verlangt wurde, muss 
nicht wieder abgesenkt werden. Das heißt, in den 
Regionen, wo man damit rechnen konnte, dass eine 
Mietpreisbremse eingeführt wird, haben Vermieterinnen 
und Vermieter im Vorfeld der Regulierung teilweise 
kräftige Preisaufschläge erhoben. Der zweite Grund liegt 
darin, dass die Sanktionen für Verstöße gegen die Miet-
preisbremse relativ lax sind. Wenn eine Mieterin oder 
ein Mieter mit einer Beschwerde über einen überhöhten 
Mietpreis erfolgreich ist, muss der Vermieter oder die 
Vermieterin die zu viel bezahlte Miete bis zum Zeitpunkt 
der Rüge zurückerstatten, ansonsten droht ihr oder ihm 
eigentlich kaum Ungemach. Die einschlägigen Paragra-
phen im Wirtschaftsstrafgesetz und im Strafgesetzbuch 
haben sehr hohe Hürden, so dass hier in der Vergangen-
heit kaum Verurteilungen zu beobachten waren.

3.	 Haben Mieterinnen und Mieter überhaupt eine Möglich-
keit, die vorherige Miete zu ermitteln, um zu kontrollie-
ren, ob die Miete korrekt angesetzt wurde? Für Mieterin-
nen und Mieter ist es relativ schwierig, die relevanten 
Informationen zu bekommen und ihr eigenes Recht 
durchzusetzen. Das ist tatsächlich ein Vollzugsproblem 

und erklärt auch, weshalb wir in unseren empirischen 
Analysen zu dem Ergebnis kommen, dass die Mietpreis-
bremse kaum Wirkung auf die Mietpreisentwicklung 
entfaltet. Eine Alternative, die wir vorschlagen, ist eine 
Auskunftspflicht über die vorherige Miete und über mög-
liche Modernisierungen zu implementieren.

4.	 Wie hätten sich die Mieten ohne eine Regulierung ver-
ändert? Die Mieten wären weiterhin gestiegen, und zwar 
auch recht kräftig. Die Mietpreisbremse hat das zeitweise 
sogar etwas beschleunigt, gerade in den Städten, wo 
Investoren erwarten konnten, dass eine Mietpreisbremse 
eingeführt wird, nämlich dort, wo die Kappungsgrenze 
bereits 2013 eingeführt wurde. 

5.	 Neu gebaute oder grundlegend renovierte Wohnungen 
sind von der Mietpreisbremse ausgenommen. Welche Aus-
wirkungen hat die Mietpreisbremse auf Investitionen in 
den Neubau von Wohnungen? Das was uns an Informatio-
nen vorliegt, deutet darauf hin, dass die Mietpreisbremse 
die Neubautätigkeit offensichtlich kaum beeinflusst hat. 
Zumindest sehen wir aktuell gerade einen neuen Rekord 
bei den Wohnungsbaugenehmigungen. Insofern brummt 
die Baukonjunktur weiterhin. Die Befürchtungen, die es 
gab, haben sich offensichtlich nicht bewahrheitet.

6.	 Inwieweit wird die Mietpreisbremse die Renditen der 
Investoren in Zukunft beeinträchtigen? Die Renditen 
selbst sind offensichtlich kaum durch die Mietpreis-
bremse beeinträchtigt. Wir haben untersucht, wie sich 
die Mietpreisbremse auch auf die Immobilienpreise 
auswirkt. Wenn die Mietpreisbremse tatsächlich einen 
Effekt hätte, dann müsste man auch eine Verlangsamung 
des Anstiegs der Wohnungspreise erkennen können. Und 
genau das konnten wir nicht feststellen. Wir haben nur 
eine ganz geringfügige Verlangsamung beim Anstieg der 
Wohnungspreise beobachtet und können aufgrund des-
sen schließen, dass letztlich die Investoren die Erwartung 
haben, dass die Mietpreisbremse auch in Zukunft kaum 
Auswirkungen auf ihre Renditen hat.

Das Gespräch führte Erich Wittenberg.

Dr. Claus Michelsen, wissenschaftlicher 
Mitarbeiter in den Abteilungen Konjunktur
politik und Klimapolitik am DIW Berlin

SECHS FRAGEN AN CLAUS MICHELSEN
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SOEP Papers Nr. 781 
2015 | Robin Jessen, Davud Rostam-Afschar, Viktor Steiner

Getting Poor to Work:  
Three Welfare Increasing Reforms for a Busy Germany

We study three budget-neutral reforms of the German tax and transfer system designed to 
improve work incentives for people with low incomes: a feasible flat tax reform that provides 
a basic income which is equal to the current level of the means tested unemployment benefit, 
and two alternative reforms that involve employment subsidies to stimulate participation and 
full-time work, respectively. We estimate labor supply reactions and welfare effects using a 
microsimulation model based on household data from the Socio-Economic Panel (SOEP) and a 
structural labor supply model. We find that all three reforms increase labor supply in the first 

decile of the income distribution. However, the flat tax scenario reduces overall labor supply by 4.9%, the reform 
scenario designed to increase participation reduces labor supply by 1%, while the reform that provides improved 
incentives to work full-time has negligible effects on overall labor supply. With equal welfare weights, aggregate 
welfare gains are realizable under all three reforms.

www.diw.de/publikationen/soeppapers

SOEP Papers Nr. 780 
2015 | Judith Kaschowitz 

Der Einfluss der Pflegeverantwortung von Frauen auf das Arbeits­
angebot ihrer Partner: eine Untersuchung mit dem SOEP

Due to the growing number of people in need of care and the importance of informal care
giving, achieving a work-care balance should be of certain relevance for couples. This work 
analyses, based on data of the German Socio-Economic Panel, if there are “spill-over” effects 
from care to work within couples. For the years 2001-2011, it is examined if informal care by 
women influences the employment of their spouses. Caring is considered as part of the inner 
family bargaining processes. Previous research shows that caring women reduce their working 
hours. Taking that into account and considering theoretical arguments of the gender sociology 

and the new home economics, it is assumed that informal care of women leads to an increase in the employment 
of their husbands. Descriptive results show that partners of caring women have a higher working time than their 
counterparts. The regression results show that there is a positive, significant link between informal care done by 
women and the labor supply of their spouses. Restricting the sample to working men only, the association remains 
positive but gets insignificant. A possible explanation of this is that the informal care done by women depends on 
the work performance of their spouses.

www.diw.de/publikationen/soeppapers
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SOEP Papers Nr. 782 
2015 | David Wright 

How Have Employment Transitions for Older Workers  
in Germany and the UK Changed?

Extending working life is an objective for many nations. However, the UK government has 
recently reported only modest improvement “compared to many nations”. A comparison of 
European, Labour Force Surveys show that Germany has reversed early retirement much faster 
than the UK since 2003. This was not forecast by previous researchers. In particular, Ebbing
haus’ influential cross-national analysis of early retirement, published in 2006, had predicted 
that liberal welfare states regimes like the UK would react faster than conservative ones like 
Germany. A review of changes to pensions and employment policies suggests the UK puts 

more emphasis on recruitment of older workers, flexible working and gradual retirement while Germany puts more 
emphasis on retention of older workers through age-management and employment protection. The paper compares 
the employment transitions of older workers using data covering 1993 to 2013 from the longitudinal surveys 
British Household Panel Survey, Understanding Society and the German Socio-Economic Panel. 
It finds little evidence for the recruitment of older workers or gradual retirement in either the 
UK or Germany and concludes it was the greater employment protection for older workers 
in Germany that enabled the employment rate for older workers to increase even during the 
recent recession.

www.diw.de/publikationen/soeppapers

SOEP Papers Nr. 783 
2015 | �Christian Hakulinen, Mirka Hintsanen, Marcus R. Munafò, Marianna Virtanen, Mika Kivimäki,  

G. David Batty, Markus Jokela

Personality and Smoking:  
Individual-Participant Meta-Analysis of 9 Cohort Studies

Aims: To investigate cross-sectional and longitudinal associations between personality and 
smoking, and test whether sociodemographic factors modify these associations.Design: Cross-
sectional and longitudinal individual-participant meta-analysis. Setting: Nine cohort studies 
from Australia, Germany, UK and US. Participants: A total of 79,757 men and women (mean 
age = 51 years). Measurements: Personality traits of the Five-Factor Model (extraversion, neuroti-
cism, agreeableness, conscientiousness and openness to experience) were used as exposures. 
Outcomes were current smoking status (current smoker, ex-smoker, and never smoker), smoking 

initiation, smoking relapse, and smoking cessation. Associations between personality and smoking were modeled 
using logistic and multinomial logistic regression, and study-specific findings were combined using random-effect 
meta-analysis. Findings: Current smoking was associated with higher extraversion (odds ratio per 1 standard 
deviation increase in the score: 1.16; 95% confidence interval: 1.08-1.24), higher neuroticism (1.19; 1.13-1.26), and 
lower conscientiousness (0.88; 0.83-0.94). Among nonsmokers, smoking initiation during the follow-up period was 
prospectively predicted by higher extraversion (1.22; 1.04-1.43) and lower conscientiousness (0.80; 0.68-0.93), 
whereas higher neuroticism (1.16; 1.04-1.30) predicted smoking relapse among ex-smokers. Among smokers, smok-
ing cessation was negatively associated with neuroticism (0.91; 0.87-0.96). Sociodemographic variables did not 
appear to modify the associations between personality and smoking. Conclusions: Adult smokers have higher extra-
version, higher neuroticism and lower conscientiousness personality scores than non-smokers. 
Initiation into smoking is positively associated with higher extraversion and lower conscien-
tiousness, while relapse to smoking among ex-smokers is association with higher neuroticism.

www.diw.de/publikationen/soeppapers
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Das nächste DIW Konjunkturbarometer erscheint  
am 29. Juni 2016 auf der Website des DIW Berlin: 
diw.de/konjunkturbarometer

Ausführliche Informationen und weitere Abbildungen  
zum aktuellen DIW Konjunkturbarometer sind online abrufbar:

Deutsche Wirtschaft auf 
durchschnittlichem Wachstumskurs

Die deutsche Wirtschaft dürfte im laufenden zweiten 
Quartal um 0,3 Prozent zulegen. Dies zeigt das Konjunk­
turbarometer des DIW Berlin, das im Mai einen Wert 
von 100 Punkten erreicht und damit ein Wachstum an­
zeigt, das dem langfristigen Durchschnitt entspricht. 
„Derzeit sehen wir weder Anzeichen für eine nennens­
werte Unterauslastung noch für eine Überhitzung – die 
deutsche Wirtschaft wächst stabil“, sagt DIW-Konjunk­
turchef Ferdinand Fichtner.

Angesichts des anhaltenden, sich sogar beschleunigen­
den Beschäftigungsaufbaus und der Lohnsteigerungen 
dürfte der private Verbrauch weiter merklich ausgewei­
tet werden. Allerdings werden die Konsumzuwächse et­
was geringer ausfallen als in den vergangenen beiden 
Jahren, unter anderem weil die Energiepreise wieder 
anziehen und die Zusatzimpulse der Migration nach­
lassen. „Derzeit kommen deutlich weniger Flüchtlinge 
nach Deutschland als noch in der zweiten Jahreshälfte 
2015. Somit werden durch die Migration nur noch ge­
ringe zusätzliche Nachfrageimpulse kommen“, sagt Si­
mon Junker, Experte für die Konjunktur in Deutschland. 
Auch die Nachfrage aus dem Ausland legt zu, allerdings 
nur leicht: Zwar haben die Exporte zuletzt Fahrt aufge­
nommen, die Erwartungen der Unternehmen bleiben 
aber verhalten.

Die Industrie dürfte im zweiten Vierteljahr das Tempo 
des Auftaktquartals wohl nicht halten. Seit geraumer Zeit 
expandiert die Produktion im verarbeitenden Gewerbe 
im langfristigen Vergleich nur schleppend. „Dies dürfte 

einerseits mit der strukturellen Verlangsamung in wich­
tigen Absatzmärkten zusammenhängen, insbesondere 
dem Euroraum und China. Andererseits spiegelt sich 
hier auch die schwache Investitionsdynamik wider, die 
gedämpft wird durch Sorgen um die Zukunft der Euro­
päischen Union, aber auch durch eine falsche Priorisie­
rung öffentlicher Ausgaben in Deutschland“, sagt Junker.

DIW Konjunkturbarometer
Indexstand in Punkten  
(100 = neutraler Wert, entspricht Wachstum von 0,3 Prozent)
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Am 5. Juni sind die SchweizerInnen aufgerufen, direkt über 
die Einführung eines „Bedingungslosen Grundeinkommens 
(BGE)“ abzustimmen. Der Vorschlag ist, den Teil des Einkom-
mens, den man unbedingt zum Leben benötigt, allen bedin-
gungslos zu gewähren; in der Schweiz liegt dieser Betrag für 
Erwachsene derzeit bei ca. 2 500 Franken monatlich. Auch 
wenn gemäß jüngsten Umfragen das Referendum vermutlich 
scheitern dürfte, überrascht der aktuell vergleichsweise hohe 
Grad an Zustimmung zur Kernidee eines BGE in anderen 
europäischen Ländern einschließlich Deutschlands, den das 
Marktforschungsinstitut Dalia Research ermittelt haben will.

Aber aus mehreren Gründen bleibt Vorsicht vor der aktuellen, 
medial befeuerten Euphorie geboten. Bislang liegen nämlich 
weltweit noch keinerlei belastbare oder verallgemeinerungs-
fähige Studien über die Vor- wie Nachteile einer solchen 
sozialpolitischen Radikalreform vor. Es gibt noch nicht einmal 
ein einheitliches Verständnis über die Ausgestaltung eines 
BGE. Erst nach einer Zustimmung beim Referendum würde 
die Regierung beauftragt werden, ein Gesetz auf den Weg 
zu bringen, das die Details der Finanzierung und die exakte 
Höhe des Grundeinkommens regelt. 

In Deutschland wurde die Debatte bisher vielfach mit Bürger-
geld- und Grundeinkommensmodellen verknüpft, die vor allem 
auch den Staatshaushalt künftig im Bereich der Sozialleis-
tungen entlasten sollen, weshalb die Gewerkschaften solche 
„neoliberalen“ Modellüberlegungen ablehnen. Auch der 
Vorschlag der Linken, der explizit zur Finanzierung auf eine 
Umverteilung von oben nach unten abzielt, dürfte kaum eine 
parlamentarische Mehrheit finden. Weitgehend unstrittig ist 
der generelle Mechanismus, dass ein zu hohes Grundeinkom-
men den Anreiz zu arbeiten zu stark senken und andererseits 
auch die Finanzierbarkeit über Steuern erschweren würde. 

Gerade deswegen, weil am BGE-Vorschlag so vieles offen ist, 
könnten wir in Deutschland versuchen, Elemente der sozial-
politischen Innovation, die das BGE darstellt, dahingehend 

aufzugreifen, sie begrenzt in einem Feldversuch zu erproben 
und dabei die Folgen und möglichen Nebenwirkungen un-
voreingenommen und wissenschaftlich zu evaluieren. Bei den 
Begrenzungen wäre entweder an eine räumlich begrenzte 
Region oder an einige Gemeinden beziehungsweise Städte zu 
denken, um beispielsweise die Auszahlung eines bedingungs-
losen Grundeinkommens in Höhe des Steuergrundfreibetrags 
zu erproben, der für Erwachsene bei etwa 750 Euro monat-
lich liegt. Ein alternativer Ansatz könnte sein, innerhalb einer 
regional abgegrenzten Einheit lediglich für ein oder zwei 
Geburtskohorten einen Feldversuch zu wagen. Zu denken wäre 
etwa an den vom Berliner Soziologen Steffen Mau vorgelegten 
„Lebenschancenkredit“ oder den vom Britischen Verteilungs-
forscher Anthony Atkinson diskutierten „capital endowment“ 
in Höhe von 10 bis 15 000 Euro für alle 18-Jährigen. Die 
grundsätzliche Überlegung dahinter ist, eine Innovationsidee 
vor einem endgültigen „Umbau“ in kleinere, überschau- und 
vor allem testbare konkrete Reformen zu zerlegen und diese 
Bausteine auf Zeit und mit Evaluierungsauftrag zu erproben. 
Zwar bleiben dann immer noch Fragen offen, ob Menschen 
bereits bei einer zeitlich befristeten Reform ihr Verhalten 
anpassen, aber im Falle des BGE ließe sich feststellen, ob die 
vermuteten Fehlanreize wie nachlassende Arbeitsmotivation 
tatsächlich kurzfristig eintreten oder ob nicht initiierte positive 
Nebeneffekte vermehrter ehrenamtlicher Aktivität, Umsetzung 
von Gründungsideen etc. am Ende überwiegen. 

Die empirische Sozialforschung und die experimentelle Öko-
nomie verfügen inzwischen über einen methodischen Instru-
mentenkasten, um die Brauchbarkeit eines oder mehrerer 
Varianten öffentlich diskutierter Modell zu ergründen und 
eine rationale Entscheidungsgrundlage dafür zu schaffen, 
ob es sich beim BGE wirklich nur um ein Luftschloss naiver 
Sozialromantiker handelt oder ob es sich lohnt, eine sozial-
politische Innovation einzuleiten.

Hinweis: Im nächsten DIW Wochenbericht wird Arbeitsmarktexperte Karl 
Brenke das Thema „Bedingungsloses Grundeinkommen“ kommentieren.

Prof. Dr. Jürgen Schupp ist Direktor der 
Längsschnittstudie Sozio-oekonomisches 
Panel (SOEP) am DIW Berlin 
Der Beitrag gibt die Meinung des Autors 
wieder.

Bedingungsloses 
Grundeinkommen: 
Zeit für Experimente

AM AKTUELLEN RAND  von Jürgen Schupp


